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Berlin, 11. April 2006 
 
GdP begrüßt Pläne zur Wiedereinführung des Kronzeugen-
prinzips 
Freiberg: Kronzeugenregelung zur verbesser-
ten Verbrechensbekämpfung längst überfällig 
 
Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt die von 
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries geplante Wiederein-
führung und Erweiterung der Kronzeugenregelung. Seit vie-
len Jahren, so Konrad Freiberg, GdP-Bundesvorsitzender, 
habe sich die Gewerkschaft der Polizei vehement für dieses 
wirksame Instrument der Verbrechensaufklärung eingesetzt. 
Mit Genugtuung beobachte die GdP jetzt, dass das Kron-
zeugenprinzip aus seiner früheren starren, eingeengten 
Form in ein praktikables Recht umgeschmiedet werde. Frei-
berg: „Die Vernetzung innerhalb der kriminellen Szenen 
wächst. Es gibt Deliktsfelder wie den islamistischen Terro-
rismus und die organisierte Kriminalität, in denen es nur auf-
grund von Insidern möglich ist, die Strukturen aufzudecken 
und die Täter zu verurteilen.“ Andere Ermittlungsansätze 
scheiterten sehr oft an den in diesen Deliktsfeldern meist ab-
geschlossenen ethnischen Gruppierungen.  
Der GdP-Vorsitzende: „Es ist zweckmäßig, alle Straftaten 
einzubeziehen und Straferlass oder Strafminderung vorzu-
sehen, auch wenn die Strafandrohung mindestens ein Jahr 
Freiheitsentzug beträgt.“  
Auch, wenn ein Handel mit einem Straftäter dem deutschen 
Rechtsverständnis fremd sei, habe die GdP nie nachvollzie-
hen können, dass angesichts der wachsenden Bedrohungs-
lage für unseren Rechtsstaat auf die Kronzeugenregelung 
als effektives Instrument zur Verbrechensbekämpfung lange 
Zeit verzichtet wurde. 


